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«Stadtterminal»
wirdnicht gebaut
Basel Auf dem Erlenmattplatz
amRiehenring sollte eigentlich
seit 2018 der «Stadtterminal»
mit Jugendtreff, Park, Trend-
sporthalle und Spielfläche ste-
hen. Bisher ist auf demPlatz je-
doch nichts passiert. Nun teilt
die Basler Regierung mit, das
Projekt werde nicht realisiert.

Dafür wurde beschlossen,
dass die bereits bestehende
Trendsporthalle ineinemProvi-
sorium imHafen bis etwa 2030
bestehen bleibt. Anschliessend
erhält sie lautRegierungsmittei-
lung imHafengebiet einenneu-
en, definitiven Standort. Damit
liegt die Fläche im Erlenmatt-
quartier jedoch noch immer
brach. Der Regierungsrat kann
sich verschiedenes vorstellen:
Von Grün- und Freiraum bis
Wohnüberbauungsei allesmög-
lich, teilt er mit. In der Zwi-
schenzeit soll die Fläche zwi-
schengenutzt werden. (bz)

Zweifel anLegalität
vonBettelverbot
Basel Das Urteil des Europäi-
sche Gerichtshofes für Men-
schenrechte zumGenferBettel-
verbothatAuswirkungenaufdas
weitereVorgehen inBasel-Stadt.
Hier sollte das Bettelverbot
wiedereingeführtwerden.Auch
wenn es sich beim Urteil um
einen Einzelfall handle, sei ein
allgemeines Bettelverbot nicht
mit der Europäischen Men-
schenrechtskonvention verein-
bar, teilt der Basler Regierungs-
ratmit.Deshalbwerdedie recht-
liche Zulässigkeit der Motion
neu beurteilt und dem Grossen
Rat voraussichtlich im Frühling
ein Zwischenbericht vorgelegt.
Darin sollen die Auswirkungen
des Urteils auf die vom Par-
lament gewünschte Revision
des Übertretungsstrafgesetzes
detailliert aufgezeigt werden,
heisst es inderMitteilung.Noch
wartedieRegierungdieRechts-
kraft desUrteils ab. (bz)

74MillionenfürTagesstrukturen
Der Basler Regierungsratmöchte in denAusbau des Betreuungsangebots investieren.

Für 74,1 Millionen Franken
möchte der Basler Regierungs-
rat das Angebot bei Tagesstruk-
turenausbauen.Das schriebdie
Regierung gestern in einerMit-
teilung. Der Regierungsrat ver-
folgt damit einenneuenGrund-
satz, den er bereits 2019 gutge-
heissen hat. «Neu soll – wie
bereits bei der vorschulischen
Tagesbetreuung – jedesKind in-
nert angemessener Frist einen
Tagesstrukturplatz erhalten.»

Um den geplanten Ausbau
vornehmen zu können, bean-
tragt der Regierungsrat dem
Parlament insgesamt 74,1 Mil-
lionen Franken. Davon sollen
53 MillionenFranken in Investi-
tionen fürBauund Infrastruktur
fliessen. 20 Millionen Franken
sind für wiederkehrende Be-
triebskostenvorgesehen. Inden
nächsten sechs Jahren sollen

rund60kleinerebismittelgros-
se Bauprojekte für die Einrich-
tung von Tagesstrukturen um-
gesetztwerden.FürdiePlanung
und Realisierung brauche es
zudem zusätzliches Personal,
schreibt die Regierung. Damit
sollen in Basel schlussendlich
1400 zusätzliche Plätze in den
TagesstrukturenderPrimarstu-
fe zurVerfügung stehen.DieTa-
gesstrukturenandenSekundar-
schulen sollenalle Schülerinnen
und Schüler nutzen können.

Tagesstrukturenseien
wichtig fürdieAttraktivität
Mit dem starken Ausbau an-
erkennt die Regierung die Be-
deutung von einem guten Be-
treuungsangebot für dieAttrak-
tivität des Standorts Basel und
trägt «geänderten gesellschaft-
lichen Bedürfnissen Rech-

nung». So sei es für Eltern mit
einem guten Betreuungsange-
bot an den Schulen einfacher,
die Familie und den Beruf zu
vereinbaren.

«Immer mehr Familien le-
ben ineinemmodernenModell,
beidembeideElternberufstätig
sind», sagt Conradin Cramer,
VorsteherdesBaslerErziehungs-
departements. «Wir merken,
dassdieNachfragenachBetreu-
ungsplätzen über den Mittag
oder nach der Schule grösser
wird». Ausserdem trage ein gu-
tesAngebot anTagesstrukturen
anKindergärtenundSchulenzu
einem attraktiven Wirtschafts-
standortbei. Schon jetzt verfüge
jedeSchule inBaselübereinBe-
treuungsangebot, sagt Cramer.
Aktuell könnten25 Prozentaller
Schüler ein solches Angebot in
Anspruch nehmen: «Das reicht

momentan gerade so». «Mit
dem geplanten Ausbau habe je-
des Kind Anspruch auf einen
Platz in der Tagesstruktur. Cra-
mer geht davon aus, dass in Zu-
kunft runddieHälfteallerSchü-
ler dasAngebot nutzen.»

Die Regierung sieht in den
Tagesstrukturen mehr als nur
eine Betreuungsfunktion. So
würden die Kinder und Jugend-
lichen in den pädagogisch ge-
führtenEinrichtungennichtnur
betreut, sondern auch bei der
Bewältigung des schulischen
Alltagsunterstützt.Deshalbwill
dasErziehungsdepartement zu-
sätzlich zum geplanten Ausbau
Konzepte für Schülerinnen und
Schüler mit einem besonderen
Bildungsbedarf in den Tages-
strukturen erarbeiten.

Zara Zatti

ReaktorschrotthinterderGrenze
Das französische Kernkraftwerk ist gebodigt. Doch schon bereitet ein neues Projekt denNaturschutzverbänden Sorge.

Benjamin Rosch

Jahrzehntelang war es das Da-
moklesschwert für die gesamte
Oberrheinregion. Am 29. Juni
vergangenen Jahres schliesslich
ging es vom Netz: Die Rede ist
vom Kernkraftwerk Fessen-
heim.Als imvergangenenFrüh-
ling zuerst ein, imSommerdann
der zweiteReaktor abgeschaltet
wurde, schien die Gefahr für
eine nukleare Katastrophe in
unmittelbarer Nähe gebannt.
Zumindest bald. Noch bis 2023
lagerndie ausrangiertenBrenn-
stäbe in sogenannten Abkling-
becken, bis sie genügendRadio-
aktivität für einen sicheren
Abtransport verlorenhaben.Na-
turschutzverbände kritisieren,
diese Becken seien aber zu we-
nig geschützt. EinemErdbeben
etwa hielten sie nicht stand.
Endevergangenen Jahreswurde
bekannt, dass die Fessenheim-
Betreiber diesbezüglich nach-
rüsten.

Die Arbeiten im AKW
schreiten zügig voran. Inzwi-
schenseienbereits zwanzigPro-
zentderBrennstäbeausFessen-
heim verschwunden, die restli-
chen liegennoch indenBecken,
sagtRuediRechsteiner.DerAlt-
nationalrat (SP) ist im Vorstand
des Trinationalen Atomschutz-
verbandsundbeäugt auchnach
derAbschaltungdieVorgänge in
seiner einstigen Pièce de Resis-
tance kritisch. Bislang hält er
fest:DieBetreiberhalten sichan
den versprochenen Zeitplan
zumRückbau.

EDFschlägtFessenheim
alsStandort vor
Auch das einst kernenergie-
freundliche Frankreich ist zur
Entscheidunggereift, dass viele
alte AKW den Sicherheitsan-
sprüchen nicht mehr genügen –
oder sich eine Instandhaltung
nicht rentiert. Doch wohin mit
den verseuchten Bauteilen?

Wiedie«BadischeZeitung»
in ihrer gestrigen Ausgabe
schreibt, hegt der Energiekon-

zern EDF nun Pläne für eine
Schmelzanlage für AKW-Mate-
rial. Bei einer Sitzung zur natio-
nalen Planung für den Umgang
mit nuklearenReststoffen stell-
ten Vertreter von EDF im No-
vember 2020 das Projekt Tech-
nocentre vor, heisst es im Arti-
kel. Die Zeitung zitiert zudem
eine Sprecherin vonEDF: «Fes-
senheim ist der Standort, den
EDF für das Technocentre vor-
schlägt.»

Für Rechsteiner ist das neu.
Zwarhat aucher schonvonder-
artigen Plänen der EDF gehört,
«allerdingsnochsehrvage».Für
ihn steht fest: Der Trinationale
Atomschutzverbandwird indie-
ser Sache erneut aktiv. «Eine
solche Anlage bringt immer
Emissionen und dies auf lange
Frist.»Rechsteiner rechnet vor,
dass solche Recycling-Anlagen
aufbis zuhundert JahreLaufzeit
installiert würden. Speziell für
den südbadischen Raum stelle
dies eine grosse Belastung
dar. Nicht zuletzt aufgrund der
Windverhältnisse, welche die
verseuchte Luft über denRhein
brächten. Deutsche Umwelt-
politiker haben sich bereits kri-

tischzumVorhabenderEDFge-
äussert. Gut möglich, dass das
Thema indennächstenWochen
undMonatennoch stärkereGe-
wichtung erfährt: Am 14. März
stehen in Baden-Württemberg

Landtagswahlen an. Auf fran-
zösischer Seite hingegen hofft
manvielmehr, dassdie 150Stel-
len Realität werden, die eine
Schmelzanlage schaffenkönnte.
Jobs im Elsass waren schon das

Argument für das Kraftwerk.
FürBasel-Stadthingegenmacht
sich Rechsteiner derweil weni-
ger Sorgen.«Eine solcheAnlage
ist vomGefahrenpotenzial nicht
zu vergleichen mit einem lau-

fenden Atomkraftwerk», stellt
Rechsteiner klar. Entsprechend
bedeuteten die AKW in Beznau
und Leibstadt die grössere Be-
drohung für die unmittelbare
Region Basel.

Die grösste Gefahr ist gebannt: Das AKW Fessenheim wird zurückgebaut. Bild: Roland Schmid

«Das istnicht
zuvergleichen
mit einem
AKW.»

RuediRechsteiner
Alt Nationalrat
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